
DONNERSTAG. 22. SEPTEMBER 200S uattI LANDTAG 

L A N D T A G  IN K Ü R Z E  

Konzentration auf Kern-
kompetenzen bedeutet Verkauf 
VADUZ - Die Liegenschaft Rictacker in 
Schaan, das ehemalige Linienmagazin der 
PTT, wird seitens des landes Liechtenstein an 
die Liechtensteinische Gasversorgung (LGV) 
veräussert. Der Landtag genehmigte den Ver­
kauf für eine Summe von 5,4 Millionen Fran­
ken. Dieser Verkaufswert entspricht zwei un­
abhängigen Schätzungen. 22 Abgeordnete 
sprachen sich für den Verkauf aus, drei Abge­
ordnete folgten dem Antrag von Pepo Frick 
(Freie Liste), der den Antrag an die Regierung 
zurückweisen wollte. Frick lehnte einen Ver­
kauf des Bodens an die Gasversorgung ab, 
wollte nur die Bauten veräussern und das 
Grundstück im Baurecht abgeben. Zwei Ab­
geordnete folgten seiner Argumentation, die 
anderen Hessen sich von diesem Vorschlag 
nicht entflammen. 
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Elmar Kindlc (FBP, Bild, links) zeigte in 
seinem Votum auf, dass er dem Ansinnen der 
Regierung Folge leiste, welche sich gebäude­
technisch in Zukunft auf das Wesentliche 
konzentrieren möchtc. «Ich unterstütze die 
Bemühungen der Regierung, sich auf die 
Kemkompetenzen zu konzentrieren», sagte 
Kindle. Identisch sah dies auch Landtagsvize­
präsident Ivo Klein (VU, Bild rechts), der 
aufzeigte, dass der Grossteil der Liegenschaft 
schon heute an die Gasversorgung und an den 
LOSV vermietet sei. Lediglich 19 Prozent der 
Grundstücksfläche werde von der Landesver­
waltung beansprucht. «Diese ist langfristig 
auch anderswo unterzubringen», bemerkte 
der Landtagsvizepräsident. Den Kaufpreis 
von 5,4 Millionen Franken erachte er als 
marktkonform. 

Warum verkauft man 
in der jetzigen Situation? 

Der FL-Abgeordnete Pepo Frick war an­
lässlich der Debatte die Frage in den Raum, 
warum der Staat in der jetzigen Situation Ei­
gentum abstossen wolle und brachte die Idee 
eines Baurechtsvertrages in die Parlaments-
runde. Regierungschef Otmar Hasler hielt 
fest, dass er - wie auch die Finanzkommis-
sion - diesen Schritt für angemessen und stra­
tegisch richtig halte. «Wir verkaufen nicht 
nur, sondern haben bereits sehr viel mehr er­
worben, und das an strategisch wichtigen Or­
ten», so der Regierungschef. (pk) 

Neuer Vizepräsident für 
die Medienkommission gewählt 
VADUZ - Das bisherige Mitglied und gleich­
zeitig Vizepräsident der Medienkommission, 
Daniel Quaderer, wird per 1. Januar 2006 
neuer Geschäftsführer der Vaduzer Medien­
haus AG. Aus gesetzlichen Gründen könne 
Daniel Quaderer daher seine Aufgaben in der 
Medienkommission nicht mehr wahrnehmen. 
«Um allfällige lnteressenskollissionen zu ver­
meiden, möchte ich per sofort als Mitglied 
und Vizepräsident der Medienkommission 
zurücktreten», zitierte Landtagspräsident 
Klaus Wanger aus einem Brief Daniel Quade­
rers. Gestern stand nun die Ersatzwahl auf 
dem Landtags-Programm: Dem Vorschlag 
von VU-Fraktionssprecherin Doris Beck, als 
Vizepräsidenten und Mitglied für die Medien­
kommission Helmuth Müssner aus Nendeln 
zu wählen, stimmten schliesslich 24 von 25 
Abgeordneten zu. Helmuth Müssner wird so­
mit für die restliche Mandatsperiode der Me­
dienkommission bis 2008, als Nachfolger von 
Daniel Quaderer amtieren. (le) 

«Transparenz ist gegeben» 
FL-Interpellation zur Zusammenarbeit zwischen Landesfürst und Regierung 

VADUZ - Dia In dar Verfassung 
ausdrucktet) vorgesehene Zu-
samaiafiarbalt zwischen FUrat 
und Regierung (respektive Re­
gierungschef) läuft auch nach 
dar Verfessungsreform von 
2003 glalch ab wie früher. Saf­
ten« der Freien Liste wird heute 
nun aber moniert, dass diese 
Zusammenarbeit zu wenig 
transparent sei. 

Im Vorfeld des so genannten «Dia­
logs» Uber die Verfassungswirklich-
keit, der nächste Woche mit 
einer Europarats-Delegation anläuft, 
wollten die drei FL-Abgeordneten 
Uber das Mittel einer Inteipellation 
Anhaltspunkte bekommen, die 
Grund für eine Beanstandung bieten 
sollen. Wie die Regierung indes in 
ihrer Interpellationsbeantwortung 
ausführte, verläuft die Zusammenar­
beit zwischen Fürst und Regierung 
absolut verfassungskonform und im 
gleichen Rahmen wie früher. 

«Bn Gedankenaustausch» 
Insbesondere wird in der Regic-

rungsantwort ausgeführt, dass der 
regelmässige Gedankenaustausch 
zwischen Fürst und Regierungschef 
seit 1938 stattfindet. Regierungs­
chef Otmar Hasler stellte gestern 
im Landtag klar, dass bei diesen 
Besprechungen entgegen gewisser 
Mutmassungen keineswegs Regic-
rungssitzungen vorbesprochen 
werden, sondern lediglich ein Ge­
dankenaustausch über grundsätzli­
che Angelegenheiten stattfinde. 

Ungenügende Antworten? 
Seitens der Interpellanten be­

mängelte Paul Vogt, dass die Regie­
rung die elf in der Interpellation ge­
stellten Fragen «unbefriedigend 
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und ausweichend» beantwortet ha­
be. Vor allem monierte der FL-Ab-
geordnete «mangelnde Transpa­
renz» Uber die Zusammenarbeit 
zwischen LandesfUrst und Regie­
rung: «Auch wenn der Fürst nicht 
Rede und Antwort stehen muss, die 
Regierung muss es. Am Kontroll­
recht des Landtages gegenüber der 
Regierung gibt es wohl nichts zu 
rUtteln, auch nicht an der Verant­
wortlichkeit der Regierung gegen­
über dem Landtag.» Wie Vogt aus­
führte, seien die Behörden und da­
mit auch das Staatsoberhaupt ge­
mäss Informationsgesetz verpflich­
tet, staatliches Handeln offen zu le­
gen. Schliesslich meinte Vogt, vie­
les spreche dafür, dass das Fürsten­
haus heute gegenüber früher sehr 
viel aktiver Einfluss nehmen wolle 
auf die Politik in diesem Land. 

Der VU-Abgeordnete Arthur 

Brunhart attestierte der Regierung, 
die gestellten Fragen «sachlich 
richtig beantwortet» zu haben, 
allerdings vermisste auch er etwas 
«die Tiefe und Breite der Antwor­
ten». Insbesondere zeigte sich 
Brunhart überzeugt davon, dass der 
Regierungschef, wenn er in seiner 
Funktion als Regierungschef mit 
dem Fürsten spreche, sehr wohl der 
Kontrolle des Landtages unterliege. 
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FBP-Fraktionssprecher Markus 
Büchel hielt fest, dass die Regie­
rung die gestellten Fragen präzise 
beantwortet habe, wenn die Freie 
Liste mehr wissen wolle, dann 
müsse sie eben mehr Fragen stel­
len. Er könne am Gedankenaus­
tausch zwischen Fürst und Regie­
rung keinen Verstoss gegen die Ver­
fassung und auch keine Vorweg­

nahme oder gar Aufzwingen von 
bestimmten Themen erkennen, so 
Markus Büchel. 

Regierungschef Otmar Hasler sag­
te, die Interpellanten hätten ja selbst 
ausgeführt, dass sie vom Grundsatz 
her keine verfassungsrechtliche Dis­
kussion haben wollen, sondern In­
formationen Uber die Handhabung 
der Zusammenarbeit zwischen Fürst 
und Regierung: «Deshalb kam es 
hier auch nicht zu einer vertieften 
verfassungsrechtlichen Abhandlung 
in dieser Interpellation.» Wie Hasler 
betonte, sind die Transparenz und 
die Gewaltententeilung durchaus ge­
geben, denn laut Verfassung sei es 
eindeutig so, dass die Regierung als 
Kollegialorgan die Entscheidungs­
hoheit Uber die von ihr gefällten Be­
schlüsse habe. 

Stark gegen Aids 
Petition an Regierung überwiesen 

VADUZ - Einhellig hat der Land­
tag (He Aids-Petition der Aktion 
«Wir teilen» zur geeigneten Ver-
fügung an die Regierung über­
wiesen. 1171 Unterschriften 
wurden im Vorfeld gesammelt, 
um die HIV-Seuche global zu be-
kümpflwt. Liechtenstein seM auch 
als Kleinstaat dabei unterstüt-
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«Liechtenstein leistet verschiedene 
Beiträge im Rahmen der Entwick­
lungszusammenarbeit und unter­
stützt mehrere Gesundheitsprojekte 
in Südamerika und Afrika», sagte 
die FBP-Abgeordnete und Mitpeti-
tionärin Josy Biedermann im Land­
tag. Afrika steuere mit täglich 6000 
Aids-Toten auf eine kontinentale 
Katastrophe zu. «Bereits jetzt sind 
ganze Generationen beinahe ausge­
löscht, die Zahl der Waisen steigt ins 
Unermessliche. Weltweit sterben je­
des Jahr sechs Millionen Menschen 
an HIV/AIDS, Malaria und Tuber­
kulose», so Biedermann weiter. 

Die nötigen Medikamente seien 
auf dem Markt, «nur sind sie für 
die Gesundheitssysteme der armen 
Länder unerschwinglich». In 
Liechtenstein kosten allein die Me­
dikamente für einen HIV-positiven 
Patienten pro Jahr circa 25 000 
Franken. «Afrika braucht viel billi­
gere Alternativen, die vorhanden 
wären, doch die internationalen 
Handelsverträge verunmöglichen 
zum Teil ihren Einsatz», erklärten 

Stark für tfea Kampf gegen Akte: 
Josy lladermaea (FBP). 

Josy Biedermann und der FL-Ab-
geordnete Pepo Frick. 

International werden die Parla­
mente aufgefordert, die Regierun­
gen zum Handeln zu bewegen, um 
sicherzustellen, dass antiretrovirale 
Medikamente und solche, die eine 
HIV-Übertragung von der Mutter 
zum Kind verhindern, für 
HIV/AIDS-Patienten frei verfügbar 
gemacht werden und nicht nur die 
Preise für solche dringend benötig­
ten Medikamente gesenkt werden. 

Mitpetitionär Harry Quaderer 
(VU) zeigte zudem auf, dass in der 
Jugend- und Elternarbeit das freie 
Sprechen Uber Sexualität und 
HIV/Aids weiterhin zu fördern sei, 
um für die globale Problematik 
weiterhin zu sensibilisieren. 

Als Massnahme im Sinne des 
Anliegens ist die Erhöhung des 
Beitrages an den Fonds der Welt­
bank zur Bekämpfung von Aids, 
Tuberkulose und 'Malaria auf 
200 000 Franken vonnöten. 

Strategisch wertvoll 
Multifunktionaler Werkhof kommt 

VADUZ - Einhellig genehmigte 
der Landtag einen VarpfUch-
tungskradlt über 3,27 Mle. 
Franken für die Erstellung eines 
multlfunktlenalM Landeswerk-
hofes auf dem ehemaligen WH-
le/WImag-Areal. Leb und Aner­
kennung erntete Regierungs­
chef Otmar Haaler für den stra­
tegisch wertveNen Landerwerb. 
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«Die Regierung ist seit 2001 im 
Bereich des vorsorglichen Lander­
werbs zugunsten des Landes Liech­
tenstein eigentlich erst so richtig 
aktiv geworden. Diese Strategie er­
wies sich als sinnvoll und hat in der 
Zwischenzeit sichtbare Konturen 
erhalten», sagte Johannes Kaiser 
(FBP) an die Adresse der strate­
gisch denkenden Regierung Otmar 
Hasler. 

Für die Erfüllung der vielfältigen 
staatlichen Aufgaben und Ver­
pflichtungen sind entsprechende 
Grundstücksflächen erforderlich. 
Im Bericht und Antrag der Regie­
rung an den Landtag wird diesbe­
züglich auch ausgeführt, dass es in­
folge der hohen Bodenpreise und 
des aus verschiedenen Gründen 
ausgetrockneten Bodenmarktes in 
Liechtenstein auch für den Staat die 
Möglichkeit des Landerwerbes 
sehr eingeschränkt ist. 

Das Land Liechtenstein hatte im  
Jahre 2002 die Gelegenheit, das 
Wille/Wimag-Areal in Vaduz mit 

gesamthaft 20 944 m2 in der Bau­
zone und mit 4276 m2 im «übrigen 
Gemeindegebiet» zu erwerben. 

Auch Landtagsvizepräsident Ivo 
Klein (VU) bezeichnete das Vorge­
hen des Regierungschefs als «weit­
sichtig» und würdigte den vorge­
legten Antrag als «logisches Ende 
dieser Strategie». 

Für die Summe von 3,27 Mill io­
nen Franken soll nun auf dem ar­
rondierten Areal ein multifunktio­
naler Landeswerkhof entstehen, der 
den Bedürfnissen des Landes ge­
recht werden kann. Der alte Werk­
hof wird an die Gemeinde Vaduz 
verkauft 
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